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Regress nach §§ 110 Abs. 1, 111 SGB VII 
bei Verstößen gegen das JArbSchG 

Key Facts 

• Jugendliche befinden sich in einer Entwicklungsphase, in der sie eine erhöhte 
Risikobereitschaft aufweisen und Gefahren nicht immer erkennen können bezie-
hungsweise unterschätzen 

• Daher besteht für Jugendliche ein erhöhter Arbeitsschutz, der durch die erhöhten 
Sicherheitsvorschriften des JArbSchG vom Gesetzgeber festgelegt wurde 

• Häufig haben Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber die durch den Gesetzgeber zu-
gewiesene Verantwortung für die Gesundheit von jugendlichen Beschäftigten und 
müssen bei einem grob verschuldeten Unfall haften 

Autorin 

  Anna-Lena Koepke 

Ob ein Regress nach §§ 110 Abs. 1, 111 Sozialgesetzbuch (SGB) VII gegen einen haftungs-
privilegierten Schädiger bei Verstößen gegen das Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) 
möglich ist, ist bisher in der Rechtsprechung nicht geklärt. Diese Tatsache schließt einen 
Regress des Sozialversicherungsträgers nicht aus. 

Unfallverhütungsvorschriften (UVV) 
sollen vor Gefahren im Arbeitsall-
tag schützen, insbesondere gibt es 

UVV, die vor tödlichen Gefahren schützen 
sollen. Wenn gegen eine vor tödlichen Ge-
fahren schützende UVV verstoßen wird, 
besteht laut der ständigen Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs (BGH)[1] die be-
gründete Vermutung dafür, dass ein Kau-
salzusammenhang zwischen dem Verstoß 
gegen die UVV und dem Schaden vorliegt. 
Somit ist bei einem solchen Verstoß immer 
eine objektiv schwere Pflichtverletzung an-
zunehmen. Diese lässt den Schluss auf eine 
gesteigerte subjektive grobe Fahrlässigkeit 
zu. Liegt sowohl eine objektiv schwere 
als auch subjektiv schwere Pflichtverlet-
zung vor, ist ein Regress nach § 110 Abs. 1 
SGB VII möglich, da ein Verschulden in 
Form einer groben Fahrlässigkeit oft bejaht 
werden kann. Gemäß § 111 SGB VII kann 
sich der Aufwendungsersatzanspruch der 
Sozialversicherungsträger auch gegen die 
vertretende Person richten. 

Bezüglich der Verstöße gegen UVV gibt 
es bereits eine umfangreiche Rechtspre-

chung, wann und unter welchen Vor-
aussetzungen ein Regress gemäß den 
§§ 110 Abs. 1, 111 SGB VII Erfolg verspricht. 

Im JArbSchG sind ebenfalls gewisse Vor-
schriften etabliert, die dem Schutz vor töd-
lichen Gefahren dienen sollen. 

Mit diesen Ausführungen soll eine ge-
dankliche Verknüpfung zwischen bereits 
geklärten und ungeklärten Rechtsfragen 
erfolgen, nämlich: Wann verspricht bei 
Verstößen gegen das JArbSchG nach einem 
eingetretenen Versicherungsfall in der ge-
setzlichen Unfallversicherung ein Regress 
nach den §§ 110 Abs. 1, 111 SGB VII Erfolg? 
Dazu sollen einzelne ausgesuchte Normen 
des JArbSchG betrachtet werden: 

1. Gefährliche Arbeiten, 
§ 22 JArbSchG 

Beispielsweise dürfen Jugendliche nach 
§ 22 Abs. 1 Nr. 3 JArbSchG nicht mit Arbei-
ten beschäftigt werden, die mit Unfallge-
fahren verbunden sind, von denen anzu-
nehmen ist, dass Jugendliche sie wegen 

mangelnden Sicherheitsbewusstseins 
oder mangelnder Erfahrung nicht erken-
nen oder abwenden können. Der Wortlaut 
lässt darauf schließen, dass Jugendliche 
aufgrund von mangelndem Sicherheits-
bewusstsein und mangelnder Erfahrung 
besonders schutzwürdig sind. 

Die Unterstellung des Gesetzgebers, dass 
Jugendliche ein mangelndes Sicherheits-
bewusstsein oder mangelnde Erfahrung 
haben, hat durchaus seine Berechtigung. 
Denn durch Veränderungen des sozio-emo-
tionalen Systems nimmt das nach Beloh-
nung suchende Verhalten im Alter zwi-
schen 12 und 15 Jahren sprunghaft zu und 
sinkt stetig bis zum 30. Lebensjahr.[2] Dies 
führt zu einer höheren Risikobereitschaft, 
um Anerkennung zu erhalten – auch im Ar-
beitsumfeld. Die Phase der Jugend ist eine 
entscheidende Phase in der Reifung des 
Gehirns und schließt nicht mit Erreichen 
der Volljährigkeit ab, sondern kann bis in 
das dritte Lebensjahrzehnt andauern.[3] 

Erfahrungen, die Jugendliche im Laufe 
ihres beruflichen Lebens machen, führen 
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zu einer niedrigeren Unfallgefahr, da sie 
entsprechend auf Gefahrensituationen re-
agieren können. Allerdings müssen diese 
Erfahrungen erst gemacht werden (zum 
Beispiel wie eine bestimmte Maschine 
bedient wird). 

Grundsätzlich soll §  22 Abs. 1 Nr. 3 
JArbSchG Unfälle vermeiden, ähnlich 
wie eine UVV. Abhängig davon, mit wel-
cher gefährlichen Tätigkeit Jugendliche 
beschäftigt werden, kann die Norm auch 
vor tödlichen Gefahren schützen, da bei-
spielsweise Tätigkeiten wie das Arbeiten 
auf Gerüsten oder das Arbeiten mit leicht 
entzündlichen Stoffen unter den Anwen-
dungsbereich fallen. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des 
BGH[4] liegt eine objektiv grobe Fahrläs-
sigkeit vor, wenn die Sorgfalt in unge-
wöhnlich hohem Maße verletzt wurde 
und dasjenige unbeachtet geblieben ist, 
was im gegebenen Fall jeder und jedem 
hätte einleuchten müssen. Es müsste jeder 
Arbeitgeberin und jedem Arbeitgeber ein-
leuchten, dass bei gefährlichen Arbeiten, 
die mit für Jugendliche erhöhten Unfall-
gefahren verbunden sind, Sicherheitsvor-
kehrungen zu treffen sind – auch wenn 
diese von keiner UVV vorgeschrieben 
werden –, wenn Jugendliche damit be-
schäftigt werden sollen, damit eben kei-
ne erhöhte Unfallgefahr besteht. Werden 
bei erhöhten Unfallgefahren keine Sicher-

heitsmaßnahmen getroffen, ist dies ob-
jektiv grob fahrlässig, wenn Jugendliche 
einen Arbeitsunfall erleiden, der einer er-
wachsenen Person aufgrund ihres reiferen 
Verhaltens nicht passiert wäre. 

Wenn keine Sicherheitsmaßnahmen bei erhöhten Unfallgefahren 
getroffen werden, ist dies objektiv grob fahrlässig, wenn Jugend-
liche einen Arbeitsunfall erleiden, der einer erwachsenen Person 
aufgrund ihres reiferen Verhaltens nicht passiert wäre.“ 

Zeitlicher Ablauf der gesetzlich vorgeschriebenen Untersuchungen nach §§ 32 und 33 JArbSchG (vereinfacht) 

§ 32 JArbSchG
Erstuntersuchung (EU)

14 Monate vor 
Beschäftigungsbeginn

Zeitraum, in dem die 
EU erfolgen MUSS

Zeitraum, in dem die  
NU erfolgen MUSS

Zeitraum der 
NU im Regelfall

Hinweis und 
Aufforderung

Erneute Aufforderung
mit Hinweis auf 
Beschäftigungsverbot 
+
Durchschrift an 
Sorgeberechtigten u. 
Betriebs-/Personalrat

§ 33 JArbSchG
Nachuntersuchung (NU)

9 Monate nach  
Beschäftigungsbeginn

12 Monate nach  
Beschäftigungsbeginn

13 Monate nach 
Beschäftigungsbeginn

14 Monate nach 
Beschäftigungsbeginn
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Jugendliche erkennen zudem schlechter 
Gefahren als Erwachsene beziehungswei-
se aufgrund der erhöhten Risikobereit-
schaft unterschätzen sie diese oft. Daher 
besteht ein besonderes Interesse daran, 
Jugendliche zu schützen. Die Arbeitge-
berin oder der Arbeitgeber beziehungs-
weise die von ihr oder ihm beauftragten 
Personen, wie zum Beispiel Ausbilden-
de, müssen erkennen, wann es sich um 
eine gefährliche Arbeit für Jugendliche 
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handelt, damit Jugendliche nicht damit 
beschäftigt werden, genau diese Arbeit 
auszuführen. 

Folglich kann bei einem Verstoß gegen 
§ 22 Abs. 1 Nr. 3 JArbSchG sowohl ein ob-
jektiv schwerer als auch subjektiv fahrläs-
siger Verstoß in Betracht kommen. Dies ist 
der Fall, wenn Jugendliche eindeutig nicht 
mit einer gefährlichen Arbeit hätten be-
schäftigt werden dürfen und es passiert 
ihnen ein Arbeitsunfall, da die Arbeitssitu-
ation sie überforderte. Ursächlich für den 
Arbeitsunfall war die Überforderung infol-
ge des jugendlichen Alters beispielsweise, 
weil Gefahren nicht erkannt wurden, die 
Gefährlichkeit der Tätigkeit falsch einge-
schätzt wurde oder die Jugendlichen sich 
überschätzt haben. 

In objektiver Hinsicht verstößt die Arbeit-
geberin oder der Arbeitgeber beziehungs-
weise deren beauftragte Person gegen eine 
Sicherheitsvorschrift, die abhängig von der 
konkreten Tätigkeit auch vor tödlichen 
Gefahren schützt. In subjektiver Hinsicht 
müssen sie erkennen, wenn Jugendliche 
der Gefahrenlage nicht gewachsen sind. 
Folglich verschulden sie den Arbeitsunfall 
grob fahrlässig , indem sie Jugendliche mit 
einer gefährlichen Arbeit beschäftigt ha-
ben. Wenn Jugendliche aufgrund der Miss-
achtung von § 22 Abs. 1 Nr. 3 JArbSchG einer 
tödlichen Gefahr ausgesetzt werden, der sie 

nicht gewachsen sind, kann ähnlich wie 
bei dem Verstoß gegen eine vor tödlichen 
Gefahren schützende UVV der Schluss auf 
eine gesteigerte subjektive grobe Fahr-
lässigkeit angenommen werden. Somit 
ist beim Verstoß gegen § 22 Abs. 1 Nr. 3 
JArbSchG ein Regress nach §§ 110 Abs. 1, 
111 SGB VII möglich. 

Allerdings ist die Ausnahme nach 
§ 22 Abs. 2 JArbSchG zu beachten, wo-
nach Jugendliche unter Umständen mit 
gefährlichen Tätigkeiten beschäftigt wer-
den dürfen. Eine grobe Fahrlässigkeit liegt 
nach Abs. 2 nicht vor, wenn die gefährli-
che Arbeit für die Erreichung des Ausbil-
dungsziels erforderlich ist und der Schutz 
der Jugendlichen durch die Aufsicht eines 
Fachkundigen gewährleistet wird. 

2. Absolutes Beschäftigungs-
verbot bei fehlender Nachunter-
suchung, § 33 JArbSchG 

Jugendliche müssen nach §  33 Abs. 3 
JArbSchG ihrem Arbeitgeber bis spätestens 
nach 14 Monaten nach Beschäftigungsbe-
ginn eine Bescheinigung über die Nachun-
tersuchung vorlegen, ansonsten dürfen Ju-
gendliche nach 14 Monaten so lange nicht 
beschäftigt werden, bis die Bescheinigung 
vorliegt (absolutes Beschäftigungsverbot). 
Der Arbeitgeber soll die Jugendlichen zu 
verschieden Zeitpunkten auffordern, die 

Nachunter suchung durchzuführen und 
die Bescheinigung vorzulegen. 

Dies hat den Hintergrund, negative Ein-
flüsse auf die Gesundheit der Jugendlichen 
rechtzeitig zu beseitigen, falls es welche 
gibt. In einer Nachuntersuchung könnte 
sich beispielsweise ergeben, dass ein Ju-
gendlicher nicht seinen Kräften entspre-
chend gearbeitet hat, da Jugendliche im 
Durchschnitt körperlich schwächer und 
weniger belastbar sind als Erwachsene.[5] 

Obwohl Jugendliche vom äußeren Erschei-
nungsbild nicht immer von Erwachsenen 
zu unterscheiden sind, hat die Belastbar-
keit der Gelenke und der Wirbelsäule ihr 
volles Maß noch nicht erreicht.[6] 

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber ver-
stoßen in besonderem Maße gegen die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt, indem 
sie Jugendliche trotz des Beschäftigungs-
verbots weiterbeschäftigen und sie vorher 
auch nicht auf die Nachuntersuchung hin-
gewiesen beziehungsweise aufgefordert 
haben, eine solche durchzuführen. Damit 
verstoßen sie gegen zwingendes Recht, das 
Jugendliche vor gesundheitlichen Beein-
trächtigungen durch die Arbeit schützen 
soll. Das absolute Beschäftigungsverbot 
bezweckt, dass jegliche Beschäftigung 
verboten ist, bis durch ein ärztliches At-
test die Eignung der Jugendlichen für die 

Jugendliche befinden sich in einer Entwicklungsphase, in der sie 
eine erhöhte Risikobereitschaft aufweisen und Gefahren nicht 
immer erkennen können beziehungsweise unterschätzen. Daher 
besteht für Jugendliche ein erhöhter Arbeitsschutz, der durch 
die erhöhten Sicherheitsvorschriften des JArbSchG vom Gesetz-
geber festgelegt wurde.“ 
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Berufsausbildung positiv anerkannt wur-
de. Ein Verstoß gegen ein absolutes Be-
schäftigungsverbot ist daher besonders 
schwerwiegend, weil Jugendliche nicht 
einmal mehr mit den einfachsten Tätig-
keiten beschäftigt werden dürfen. 

Da Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber ohne 
die Vorlage der Bescheinigung nicht wis-
sen, ob Jugendliche durch die Arbeit nega-
tiv in ihrer Gesundheit beeinflusst werden, 
handeln sie grob fahrlässig, indem sie Ju-
gendliche weiterbeschäftigen. In objekti-
ver Hinsicht missachten sie das absolute 
Beschäftigungsverbot und in subjektiver 
Hinsicht müssen sie informiert sein, ob die 
Entwicklung und Gesundheit der Jugend-
lichen durch die Arbeit negativ beeinflusst 
werden. Folglich ist auch bei einem Ver-
stoß gegen § 33 Abs. 3 JArbSchG ein Re-
gress möglich. 

3. Unterlassen einer Unter-
weisung über Gefahren, 
§ 29 JArbSchG 

Der Arbeitgeber hat Jugendliche gemäß 
§ 29 JArbSchG sowohl vor Beginn der Be-
schäftigung als auch bei wesentlichen Än-
derungen der Arbeitsbedingungen über 
die Unfall- und Gesundheitsgefahren so-
wie über die Einrichtungen und Maßnah-
men zur Abwendung dieser Gefahren zu 
unterweisen. 

Die Unterweisungen bezwecken, die Ent-
wicklung des Sicherheitsbewusstseins po-
sitiv zu beeinflussen, indem die Gefahren 
am Arbeitsplatz und die Maßnahmen, um 
diese zu verhindern, kennengelernt wer-
den. 

Die entsprechende Regelung nach 
§ 12 ArbSchG für Erwachsene hat den-
selben Zweck. Unterweisungen sind 
grundlegend für den Arbeitsschutz, da 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
nur durch eine ausreichende Unterwei-
sung die erforderlichen, auf eine indivi-
duelle Arbeitssituation zugeschnittenen 
Informationen und Anweisungen erhal-
ten. Wenn zum Beispiel ein Arbeitgeber 
beziehungsweise der von ihm Beauftragte 
Jugendliche nach § 12 ArbSchG in die in-
dividuellen Gefahren des Arbeitsplatzes 
einweist und über die Maßnahmen zur 
Unfallverhütung aufklärt, hat er diese auf 
grundsätzliche Gefahren des jeweiligen 
Arbeitsplatzes hingewiesen. Die Jugend-
lichen können daher gewisse Gefahren 
erkennen und die ihnen vorgetragenen 
Maßnahmen anwenden. Daher ist in ei-
nem solchen Fall keine grobe Fahrläs-
sigkeit des Arbeitgebers zu erkennen – 
auch wenn er die Jugendlichen nicht 
explizit auch nach den Bestimmungen 
des § 29 JArbSchG unterwiesen hat, da 
der Arbeitgeber nicht völlig von Sicher-
heitsmaßnahmen abgesehen hat. 

Daher ist eine grobe Fahrlässigkeit erst 
dann anzunehmen, wenn neben diesem 
Verstoß noch gegen weitere Sicherheits-
vorschriften verstoßen wurde. 

4. Fazit 

Jugendliche befinden sich in einer Ent-
wicklungsphase, in der sie eine erhöhte 
Risikobereitschaft aufweisen und Gefahren 
nicht immer erkennen können beziehungs-
weise unterschätzen. Daher besteht für Ju-
gendliche ein erhöhter Arbeitsschutz, der 
durch die erhöhten Sicherheitsvorschriften 
des JArbSchG vom Gesetzgeber festgelegt 
wurde. 

Zusammenfassend ist es daher gerechtfer-
tigt anzunehmen, dass bei Verstößen gegen 
§§ 22 Abs. 1 Nr. 3 und 33 Abs. 3 JArbSchG 
ein Regress nach § 110 SGB VII gegen die 
Arbeitgeberin oder den Arbeitgeber und 
nach § 111 SGB VII gegen die Vertretenden 
erfolgversprechend ist. Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgeber haben oftmals die durch 
den Gesetzgeber zugewiesene Verantwor-
tung für die Sicherheit und Gesundheit der 
Jugendlichen, weshalb sie bei einem grob 
verschuldeten Unfall von Jugendlichen 
auch haften müssen. 

Über die genannten Paragrafen hin-
aus existieren weitere Regelungen im 
JArbSchG, die bei einem Arbeitsunfall von 

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber haben oftmals die 
durch den Gesetzgeber zugewiesene Verantwortung für 
die Sicherheit und Gesundheit der Jugendlichen, weshalb 
sie bei einem grob verschuldeten Unfall von Jugendlichen 
auch haften müssen.“ 
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Jugendlichen auf ein grob fahrlässiges Ver-
schulden im Rahmen eines Regressverfah-
rens überprüft werden sollten. 

Dass es bisher keine umfangreiche Recht-
sprechung auf diesem Gebiet gibt, rechtfer-
tigt nicht die Annahme, dass kein Regress 
in Betracht kommt – im Gegenteil, eine 
solche Möglichkeit, Regress gemäß den 
§§ 110 Abs. 1, 111 SGB VII zu nehmen, soll-
te bei einem Verstoß gegen das JArbSchG 
geprüft werden.   ←

§ 22 JArbSchG 

(1) Jugendliche dürfen nicht beschäftigt werden 

1. mit Arbeiten, die ihre physische oder psychische Leistungsfähigkeit übersteigen, 

2. mit Arbeiten, bei denen sie sittlichen Gefahren ausgesetzt sind, 

3. mit Arbeiten, die mit Unfallgefahren verbunden sind, von denen anzunehmen ist, 

dass Jugendliche sie wegen mangelnden Sicherheitsbewusstseins oder mangelnder 

Erfahrung nicht erkennen oder nicht abwenden können, 

4. mit Arbeiten, bei denen ihre Gesundheit durch außergewöhnliche Hitze oder Kälte 

oder starke Nässe gefährdet wird, 

5. mit Arbeiten, bei denen sie schädlichen Einwirkungen von Lärm, Erschütterungen 

oder Strahlen ausgesetzt sind, 

6. mit Arbeiten, bei denen sie schädlichen Einwirkungen von Gefahrstoffen im Sinne der 

Gefahrstoffverordnung ausgesetzt sind, 

7. mit Arbeiten, bei denen sie schädlichen Einwirkungen von biologischen Arbeitsstof-

fen im Sinne der Biostoffverordnung ausgesetzt sind. 

(2) Absatz 1 Nr. 3 bis 7 gilt nicht für die Beschäftigung Jugendlicher, soweit 

1. dies zur Erreichung ihres Ausbildungszieles erforderlich ist, 

2. ihr Schutz durch die Aufsicht eines Fachkundigen gewährleistet ist und 

3. der Luftgrenzwert bei gefährlichen Stoffen (Absatz 1 Nr. 6) unterschritten wird. 

Satz 1 findet keine Anwendung auf gezielte Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen der 

Risikogruppen 3 und 4 im Sinne der Biostoffverordnung sowie auf nicht gezielte Tätigkei-

ten, die nach der Biostoffverordnung der Schutzstufe 3 oder 4 zuzuordnen sind. 

(3) Werden Jugendliche in einem Betrieb beschäftigt, für den ein Betriebsarzt oder eine 

Fachkraft für Arbeitssicherheit verpflichtet ist, muss ihre betriebsärztliche oder sicher-

heitstechnische Betreuung sichergestellt sein. 

§ 29 JArbSchG 

(1) Der Arbeitgeber hat die Jugendlichen vor Beginn der Beschäftigung und bei wesentli-

cher Änderung der Arbeitsbedingungen über die Unfall- und Gesundheitsgefahren, denen 

sie bei der Beschäftigung ausgesetzt sind, sowie über die Einrichtungen und Maßnahmen 

zur Abwendung dieser Gefahren zu unterweisen. Er hat die Jugendlichen vor der erst-

maligen Beschäftigung an Maschinen oder gefährlichen Arbeitsstellen oder mit Arbeiten, 

bei denen sie mit gesundheitsgefährdenden Stoffen in Berührung kommen, über die 

besonderen Gefahren dieser Arbeiten sowie über das bei ihrer Verrichtung erforderliche 

Verhalten zu unterweisen. 

(2) Die Unterweisungen sind in angemessenen Zeitabständen, mindestens aber halbjähr-

lich, zu wiederholen. 

(3) Der Arbeitgeber beteiligt die Betriebsärzte und die Fachkräfte für Arbeitssicherheit an 

der Planung, Durchführung und Überwachung der für die Sicherheit und den Gesundheits-

schutz bei der Beschäftigung Jugendlicher geltenden Vorschriften. 
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